BASEL #¥
LANDSCHAFT R

REGIERUNGSRAT

Vorlage an den Landrat

Beantwortung der Interpellation 2025/159 von Peter Riebli: «Quartierplanpflicht und
Informationspraxis in den Gemeinden»
2025/159

vom 2. September 2025

1. Text der Interpellation

Am 10. April 2025 reichte Peter Riebli die Interpellation 2025/159 «Quartierplanpflicht und
Informationspraxis in den Gemeinden» ein. Sie hat folgenden Wortlaut:

Die Quartierplanung ist ein zentrales Instrument der kommunalen Siedlungsentwicklung. In der
Praxis haufen sich jedoch die Félle, in denen Gemeinden eigenméchtig und ohne vorgangige
Information oder Anhérung der betroffenen Eigentiimerschaft dariber entscheiden, dass fur ein
bestimmtes Gebiet ein Quartierplanverfahren notwendig sei. Diese Entscheide sind meist
grundsétzlicher Natur und entziehen sich faktisch jeder Mitsprache. Eigentiimerinnen und
Eigentiimer werden haufig erst bei der 6ffentlichen Planauflage informiert, zu einem Zeitpunkt, an
dem die wesentlichen Weichen bereits gestellt sind.

Dieser Ablauf widerspricht dem rechtsstaatlichen Grundsatz der friihzeitigen Partizipation und
kann fur Eigentiimer erhebliche Nachteile bedeuten: Verlust von Entwicklungsspielraumen, jahre-
lange Blockaden ohne Rechtssicherheit, finanzielle Belastungen durch auferlegte Planungsaufla-
gen sowie mangelnde Gleichbehandlung zwischen Gemeinden.

Besonders stossend ist, dass manche Gemeinden Quartierplanverfahren offenbar auch als
Instrument nutzen, um fiskalisch motivierte Verdichtungs- oder Begriinungsziele durchzusetzen —
unabhangig davon, ob diese mit den Interessen oder Mdéglichkeiten der Eigentiimer vereinbar sind.

Vor diesem Hintergrund bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung folgender
Fragen:

1. Besteht im Kanton Basel-Landschaft eine gesetzliche Pflicht zur Erstellung von Quartierplanen
oder kébnnen Gemeinden eigenstandig entscheiden, ob ein Quartierplan verlangt wird? Wenn
ja: welche kantonalen Vorgaben mussen die Gemeinden bei der Einflihrung eines Quatrtier-
plans beachten?

2. Welche Informations- und Mitwirkungsrechte haben betroffene Eigentimer im Zusammenhang
mit Quartierplanverfahren? Besteht die Mdglichkeit, sich bereits vor dem grundséatzlichen Ent-
scheid Uber die Einleitung eines Quatrtierplanverfahrens formell zu dussern?
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3. Welche Massnahmen bestehen, um zu verhindern, dass Quartierplanverfahren tiber Jahre
hinausgezdgert und betroffene Eigentimer dadurch in der Nutzung ihres Grundstticks
blockiert werden? Gibt es kantonale Vorgaben oder Fristen fur die Dauer solcher Verfahren?

4. Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass Quartierplanverfahren kantonal einheitlich gehand-
habt werden und nicht von Gemeinde zu Gemeinde unterschiedlich — mit der Folge, dass ver-
gleichbarer Eigentimer ungleich behandelt werden?

5. Wie wird sichergestellt, dass Quartierpldne nicht zur fiskalischen Steuerung (z. B. durch er-
zwungene Verdichtung oder Gestaltungsauflagen) missbraucht werden, sondern tatsachlich
dem planerischen Bedarf und der Mitverantwortung der Eigentiimer dienen?

2. Einleitende Bemerkungen

Ein Quartierplan kann kaum gegen den Willen einzelner Grundeigentimerinnen und
Grundeigentiimer durchgesetzt werden. Hierzu missten ihm gemass der aktuellen Rechtslage die
Mehrheit der beteiligten Grundeigentiimerinnen und Grundeigentimern zustimmen, welche
zusammen uber mindestens 2/3 der Quartierplanflache verfiigen. Erst dann kénnten, nach den
Vorschriften der Baulandumlegung, die Eigentumsverhaltnisse einer Quartierplanung geregelt
werden (8 43 Raumplanungs- und Baugesetz, RBG).

Dieser Fall ist in den vergangenen 15 Jahren nie eigetreten.

War ein Quartierplanvertrag erforderlich, haben ihn samtliche betroffenen Grundeigentiimerinnen
und Grundeigentiimer unterzeichnet und meist auch 6ffentlich beurkunden lassen. Uber die letzten
15 Jahre wurden so mehr als 200 neue Quartierplane genehmigt. Davon ist der Gberwiegende
Anteil aus privater Initiative der Grundeigentimerschaften bzw. Investoren entstanden.

3. Beantwortung der Fragen

1. Besteht im Kanton Basel-Landschaft eine gesetzliche Pflicht zur Erstellung von Quartierplanen
oder kdnnen Gemeinden eigensténdig entscheiden, ob ein Quartierplan verlangt wird? Wenn
ja: welche kantonalen Vorgaben mussen die Gemeinden bei der Einflihrung eines Quartier-
plans beachten?

Das Raumplanungs- und Baugesetz sieht im Wesentlichen drei Falle vor, die zwingend eines

Quartierplans bedurfen: fir das Bauen in Zonen mit Quartierplanpflicht (8 25 RBG), fur gewisse

Hochhauser (8 52c RBG) und bei Verkaufseinheiten ab einer bestimmten Nettoladenflache (8 51

RBG). Massgebend sind die Anforderungen an das ordentliche oder vereinfachte

Quartierplanverfahren (8 41 bzw. § 42 RBG) sowie die Regelung der Eigentumsverhaltnisse (§ 43
RBG).

2.  Welche Informations- und Mitwirkungsrechte haben betroffene Eigentimer im Zusammenhang
mit Quartierplanverfahren? Besteht die Mdglichkeit, sich bereits vor dem grundsatzlichen Ent-
scheid Uber die Einleitung eines Quartierplanverfahrens formell zu aussern?

Information und Mitwirkung sind ein zentraler Baustein bei der Erarbeitung einer Planung. Die

gesetzlichen Grundlagen dazu finden sich sowohl auf kantonaler (8 7 RBG) als auch auf
eidgendssischer Ebene (Art. 4 Raumplanungsgesetz).

Zonen mit Quartierplanpflicht werden in den Zonenvorschriften (Rahmennutzungsplanung)
festgelegt. Diese durchlaufen ein Informations- und Mitwirkungsverfahren und werden von der
Gemeindeversammlung erlassen. Betroffene Grundeigentimerinnen und Grundeigentiimer
kénnen Einsprache erheben (8 31 Abs. 2 RBG).

Innerhalb wie ausserhalb von Zonen mit Quartierplanpflicht kann ein Quartierplan kaum gegen den
Willen der Grundeigentiimerinnen und Grundeigentimer durchgesetzt werden. Hierzu mussten die
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fur die Realisierung des Quartierplans notwendigen Eigentumsverhaltnisse sowie weitere Rechte
und Pflichten nach den Bestimmungen tber die Durchfiihrung der Baulandumlegung festgelegt
werden und dies auch nur, wenn nach der aktuellen Rechtslage dem Quartierplan eine Mehrheit
von Grundeigentiimerinnen und Grundeigentiimern zustimmt, die zusammen tber mindestens 2/3
der Quartierplanflache verfugt.

3. Welche Massnahmen bestehen, um zu verhindern, dass Quartierplanverfahren tber Jahre
hinausgezdgert und betroffene Eigentiimer dadurch in der Nutzung ihres Grundstticks
blockiert werden? Gibt es kantonale Vorgaben oder Fristen fiir die Dauer solcher Verfahren?

Quartierplane weisen als Sondernutzungsplanungen einen hohen Detaillierungsgrad auf. Sie sind
daher auf die gemeinsame Ausarbeitung mit den betroffenen Grundeigentiimerinnen und
Grundeigentiimern angewiesen. Die Dauer dieses Ausarbeitungsprozesses hangt von den
Grundeigentiimerinnen und Grundeigentiimern selbst ab. Finden sie zusammen mit der Gemeinde
die planerisch geeignetste Losung, kann ein Quartierplan relativ rasch erarbeitet werden. Steigt die
Komplexitat und Abhangigkeit zu anderen Planungen, Vorgaben oder Interessen, verlangert sich
dieser Ausarbeitungsprozess. Fir das Verstandigungsverfahren und das Genehmigungsverfahren
gibt es eine Ordnungsfrist von je 3 Monaten.

4. Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass Quartierplanverfahren kantonal einheitlich gehand-
habt werden und nicht von Gemeinde zu Gemeinde unterschiedlich — mit der Folge, dass ver-
gleichbarer Eigentimer ungleich behandelt werden?

Die formellen Anforderungen an das Quartierplanverfahren sind im kantonalen Recht bestimmit.
Ihre Einhaltung wird im Genehmigungsverfahren Gberpruft (8 46 RBG).

5.  Wie wird sichergestellt, dass Quartierplane nicht zur fiskalischen Steuerung (z. B. durch er-
zwungene Verdichtung oder Gestaltungsauflagen) missbraucht werden, sondern tatséchlich
dem planerischen Bedarf und der Mitverantwortung der Eigentiimer dienen?

Basis der Raumordnung bildet der Richtplan und darauf aufbauend die kommunale
Rahmennutzungsplanung (Zonenplan und Zonenreglement). Quartierpléne stehen bildlich
gesprochen an der Spitze dieser Pyramide. Sie sollen nur zuriickhaltend Anwendung finden,
namlich dann, wenn sie zur besseren Losung einer planerischen Herausforderung beitragen als es
mit der Zonenplanung mdoglich ist. Das kann z. B. bei einer komplexen Erschliessungssituation der
Fall sein, zur Siedlungsentwicklung nach innen oder einer gezielten Quartier- und
Aussenraumentwicklung. Fiskalische Anliegen kdnnen in der Planung nur eine untergeordnete
Bedeutung erlangen. Ihnen stehen gewichtigere Interessen der Raumordnung und -entwicklung
gegenuber, die im Rahmen der Abstimmung raumwirksamer Tatigkeiten (Art. 2
Raumplanungsverordnung) und der Interessenabwagung (Art. 3 Raumplanungsverordnung) zu
berlcksichtigen sind. Die Ergebnisse dieses Abstimmungs- und Abwagungsprozesses sind in der
Berichterstattung an die kantonale Genehmigungsbehérde (Art. 47 Raumplanungsverordnung)
aufzuzeigen. Dieser «Planungsbericht» liegt beim Erlass der Gemeindeversammlung vor und
erlaubt, die Ziele und Anliegen der Planung nachzuvollziehen.

Liestal, 9. September 2025

Im Namen des Regierungsrats
Der Préasident:

Dr. Anton Lauber

Die Landschreiberin:

Elisabeth Heer Dietrich

LRV 2025/159 3/3



	1. Text der Interpellation
	2. Welche Informations- und Mitwirkungsrechte haben betroffene Eigentümer im Zusammenhang mit Quartierplanverfahren? Besteht die Möglichkeit, sich bereits vor dem grundsätzlichen Ent-scheid über die Einleitung eines Quartierplanverfahrens formell zu ä...
	3. Welche Massnahmen bestehen, um zu verhindern, dass Quartierplanverfahren über Jahre hinausgezögert und betroffene Eigentümer dadurch in der Nutzung ihres Grundstücks blockiert werden? Gibt es kantonale Vorgaben oder Fristen für die Dauer solcher Ve...
	4. Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass Quartierplanverfahren kantonal einheitlich gehand- habt werden und nicht von Gemeinde zu Gemeinde unterschiedlich – mit der Folge, dass ver-gleichbarer Eigentümer ungleich behandelt werden?
	5. Wie wird sichergestellt, dass Quartierpläne nicht zur fiskalischen Steuerung (z. B. durch er-zwungene Verdichtung oder Gestaltungsauflagen) missbraucht werden, sondern tatsächlich  dem planerischen Bedarf und der Mitverantwortung der Eigentümer die...
	2. Einleitende Bemerkungen
	3. Beantwortung der Fragen
	1. Besteht im Kanton Basel-Landschaft eine gesetzliche Pflicht zur Erstellung von Quartierplänen oder können Gemeinden eigenständig entscheiden, ob ein Quartierplan verlangt wird? Wenn  ja: welche kantonalen Vorgaben müssen die Gemeinden bei der Einfü...
	2. Welche Informations- und Mitwirkungsrechte haben betroffene Eigentümer im Zusammenhang mit Quartierplanverfahren? Besteht die Möglichkeit, sich bereits vor dem grundsätzlichen Ent-scheid über die Einleitung eines Quartierplanverfahrens formell zu ä...
	3. Welche Massnahmen bestehen, um zu verhindern, dass Quartierplanverfahren über Jahre hinausgezögert und betroffene Eigentümer dadurch in der Nutzung ihres Grundstücks blockiert werden? Gibt es kantonale Vorgaben oder Fristen für die Dauer solcher Ve...
	4. Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass Quartierplanverfahren kantonal einheitlich gehand- habt werden und nicht von Gemeinde zu Gemeinde unterschiedlich – mit der Folge, dass ver-gleichbarer Eigentümer ungleich behandelt werden?
	5. Wie wird sichergestellt, dass Quartierpläne nicht zur fiskalischen Steuerung (z. B. durch er-zwungene Verdichtung oder Gestaltungsauflagen) missbraucht werden, sondern tatsächlich  dem planerischen Bedarf und der Mitverantwortung der Eigentümer die...


